
zuständig ist. So werden komplexe Vorhaben und Vor­
haben über 50 000 DM projektiert. Damit wird § 3 
Abs. 1 Buchst, b des Statuts der Bauleitungen bei den 
Räten der Kreise, Städte und Stadtbezirke, welches 
nach der Anordnung über das Statut der Bauleitungen 
bei den Räten der Kreise, Städte und Stadtbezirke vom
11. September 1958 (GBl. II S. 222) verbindlich ist, ver­
letzt. Der vom Gesetzgeber mit dem Statut verfolgte 
Zweck, besonders die Konzentration und damit die 
Verbesserung der Projektierung sowie die Rationali­
sierung in der Projektierung, wird damit illusorisch 
gemacht.

3. Wie die Feststellungen der Brigade ergeben haben, 
lag zum Zeitpunkt der Überprüfung in den Kreisen 
kein konkreter P l a n  V o r s c h l a g  f ü r  1 9 6 0  vor. 
Der unbestätigte Perspektivplan war die Grundlage für 
die Vorarbeiten zum Investitionsplan. Neben diesem 
Mangel zeigen zahlreiche Beispiele, daß die methodi­
schen Grundsätze für die Planung der Volkswirtschaft 
(GBl.-Sonderdruck Nr. 277), besonders die Investitions­
prinzipien (§§ 125 ff.), nicht beachtet worden sind. So 
wird besonders 'bei der Wasserwirtschaft die Mittel­
konzentration nicht durchgesetzt, und Investitionsvor­
haben werden teilweise bis über acht Jahre verteilt. 
Dabei verletzt der Rat des Bezirks seine eigene Direk­
tive zur Ausarbeitung des Perspektivplans für die 
Jahre 1960/65, in der im Abschnitt Investitionen fest­
gelegt wird, daß Investitionsvorhaben bis zu 1 Million 
DM grundsätzlich in einem Jahr durchzuführen sind. 
Trotzdem werden Maßnahmen von 600 TDM auf drei 
und mehr Jahre verteilt. Das wird nicht dazu bei­
tragen, in kürzester Frist einen wirtschaftlich nutz­
baren KapazitätsZuwachs zu schaffen.

Auch sind 'häufig Verstöße gegen die Einheit von 
materieller und finanzieller Planung festgestellt wor­
den. Bei verschiedenen Investitionsvorhaben sind ent­
weder die Finanzierungsquellen völlig unklar, oder es 
werden ungesetzliche Finanzierungen vorgesehen. So 
sind für das Pflegeheim in G. nur 400 TDM geplant, 
obwohl das Objekt einen Wertumfang von etwa 700 
TDM hat. Beim Neubau von Verkaufsstellen in E. ist 
vorgesehen, daß etwa 160 TDM aus dem Rücklagefonds 
der Volksvertretung entnommen werden, obwohl nach 
§ 9 Abs. 3 Buchst, a der 1. DB zum Gesetz über den 
Staatshaushaltsplan 1959 vom 14. März 1959 (GBl. I
S. 280 ff.) Mittel aus dem Rücklagefonds der Volksver­
tretung nur zur Technisierung und Modernisierung des 
Handelsnetzes verwandt werden dürfen, keinesfalls je­
doch für Neubauten.

In bezug auf das Vorhaben HO-Cafe in E. besteht 
weder Klarheit über die Finanzierung noch ist die Bau­
kapazität gesichert. Außerdem fehlen die Mittel für die 
Einrichtung des Cafes, die nicht unerheblich sind. Uber 
die Beschaffung dieser Mittel gibt es noch keine klaren 
Vorstellungen. Das 'bereits vorliegende Grundobjekt 
muß wegen des Fehlens der benötigten Gelder ver­
ändert werden, was allerdings dazu führt, daß etwa 
60 t Stahl zusätzlich verbaut werden müßten. Hinzu 
kommt noch, daß die Einbeziehung der Werktätigen in 
die Lenkung und' Leitung ihres Staates ungenügend er­
folgte. Wenn selbst leitende Funktionäre beim Rat der 
Stadt E. die Meinung vertreten, daß der Bau dieses 
HO-Cafes nicht vordringlich sei, so kann von einer ein­
gehenden kollektiven Beratung des Grundprojekts mit 
den Fachexperten und den Werktätigen, wie dies in 
§ 14 der bereits genannten Anordnung Nr. 1 gefordert 
wird, keine Rede sein.

Ein weiteres krasses Beispiel der Verletzung unserer 
sozialistischen' Gesetzlichkeit ist der Schulneubau iri E. 
Hier soll völlig außerhalb des Plans im Nationalen 
Aufbauwerk eine 20-Klassen-Sehule gebaut werden. 
Obwohl weder ein Projekt vorliegt noch nachgewiesen 
werden 'kann, ob eine Baugrunduntersuchung stattge­
funden hat, ist die Baugrube ausgehoben worden, sind 
außerhalb des Plans Steine angefahren worden, die 
zum großen Teil unbrauchbar sind. Die Initiative der 
Werktätigen und der Bevölkerung ist hier auf völlig 
falsche Bahnen gelenkt worden. Bereits auf der 3. Bau­
konferenz hat der Erste Sekretär des Zentralkomitees 
der SED, Walter Ulbricht, zur Frage der Mitarbeit der 
Bevölkerung im Nationalen Aufbauwerk zum Ausdruck 
gebracht, daß die Initiative der Werktätigen auf die

staatlichen Pläne gelenkt werden muß, um diese zu 
erfüllen und überzuerfüllen (vgl. Demokratischer Auf­
bau 1959, Heft 12, S. 265 f.; vgl. auch ND vom 15. Juli 
1959), Die verantwortlichen Funktionäre haben in die­
sem Fall gegen § 2 Abs. 1 Ziff. 1 Abs. 2 der VO zur 
Vorbereitung und Durchführung des Investitionsplans 
und des Generalreparaturplans sowie der Lizenzen 
vom 22. Dezember 1955 (GBl. 1956 I S. 83) verstoßen. 
Die nach § 12 Abs. 2 der Anordnung Nr. 1 vorgeschrie­
benen' Plandokumente haben nicht Vorgelegen. Die 
Durchführung der Wirtschaftsplanung wurde gefährdet.

Die festgestellten Tatsachen stellen außerdem eine 
Verletzung der Bestimmungen der VO über die Orga­
nisation der Planung der Volkswirtschaft vom 13. Fe­
bruar 1958 (GBl. I S. 125) dar. Im Absohn. III dieser 
Verordnung sind die Aufgaben der Wirtschaftsräte bei 
den Räten der Bezirke auf dem Gebiet der Planung 
festgelegt. Das ist auch in der Verordnung über die 
Bildung von Wirtschaftsräten' bei den Räten der Be­
zirke undi über die Aufgaben und Struktur der Plan­
kommissionen bei den Räten der Kreise vom 13. Fe­
bruar 1958 (GBl. I S. 138) besonders in den Abschn. I 
und III geschehen.

Die Leitungs- und Kontrolltätigkedt des Wirtschafts­
rates und dessen Abteilung Planung ist ungenügend 
und verstößt somit gegen diese Verordnungen.

4. Die Brigade Hat festgestellt, daß das Bezirksbaü- 
amt eine vorläufige Bilanz über das Bauvolumen und 
die geplante Bauproduktion für das Jahr 1960 ( B a u -  
w i r t s c h a f t s p l a n )  nicht termingemäß aufgestellt 
hat. Damit wurde § 3 der Anordnung über den Ab­
schluß von Bauvorverträgen und Bauleistungsverträgen 
vom 19. März 1959 (GBl. II S. 84) verletzt, in dem als 
Termin für die Einreichung einer vorläufigen Bilanz 
an das Ministerium für Bauwesen der 30. Juni 1959 
festgelegt war.

Das Untätigbleiben des Bezirksbauamtes gegenüber 
den Planträgern stellt eine Gesetzesverletzung im Sinne 
des Abschn. B Ziff. 1 der WO über die Organisation auf 
dem Gebiet des Bauwesens vom 13. Februar 1958 (GBl. I
S. 144) dar, wonach die Bezirksbauämter für die ein­
heitliche Lenkung des Bauwesens im Bezirk verant­
wortlich sind. Es wäre auch Pflicht des Bezirksbau­
amtes gewesen, entsprechend den Prinzipien der Einheit 
der Staatsmacht und der kameradschaftlichen Zusam­
menarbeit, die Abteilung Planung beim Wirtschaftsrat 
zu informieren, damit diese entsprechend Abschn. A 
Ziff. 9 der Verordnung über die Bildung von Wirt­
schaftsräten bei den Räten der Bezirke und über die 
Aufgaben und Struktur der Plankommissionen bei den 
Räten der Kreise vom 13. Februar 1958 (GBl. I S. 138) 
die erforderlichen Maßnahmen hätte ergreifen können.

Der Brigade-Einsatz hat gezeigt, daß die Ursachen für 
die Verletzung der sozialistischen Gesetzlichkeit u. a. 
darin zu suchen sind, daß die verantwortlichen Staats­
funktionäre nicht mit den einschlägigen gesetzlichen 
Bestimmungen vertraut sind und daß sie zum Teil 
leichtfertig die Gesetze zur Seite schieben. Damit wird 
aber unserem sozialistischen Aufbau großer Schaden 
zugefügt, wie zahlreiche Beispiele der Vergangenheit 
beweisen. Die Lösung unserer ökonomischen Hauptauf­
gabe hängt auch davon ab, wie mit Hilfe der strikten 
Einhaltung der Gesetzlichkeit unsere Volkswirtschafts­
pläne erfüllt und übererfüllt werden. Auf der Sitzung 
des Ministerrats der DDR am 9. Juli 1959 sagte Mi­
nisterpräsident Otto Grotewohl: „Unsere Erfolge hätten 
jedoch noch größer sein können, wenn die Beschlüsse, 
Verordnungen und Gesetze, die den Bedingungen 
unseres sozialistischen Aufb'aus entsprechen, in allen 
Bereichen des staatlichen und wirtschaftlichen Lebens 
straff und exakt durchgeführt und die Kontrolle ihrer 
Verwirklichung umfassend organisiert worden wäre.“ 
Das trifft auch für den Bezirk Erfurt zu und muß 
Richtschnur für unsere weitere Arbeit sein.

Die ungenügende Kontrolle der Verwirklichung unse­
rer Gesetze durch den Rat des Bezirks kommt auch 
darin zum Ausdruck, daß entsprechend dem Arbeits­
plan des Rates des Bezirks erst am 16. Oktober 1959 ein 
Bericht über die Maßnahmen zur Vorbereitung des 
Baujahrs 1960 gegeben werden soll. Die vorstehend 
dargelegten Gesetzesverletzungen beweisen, daß dieser 
Zeitpunkt für die Berichterstattung viel zu spät gewählt 
wurde. Damit wird der Rat des Bezirks seinem ihm
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